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Index

16/02 Rundfunk

40/01 Verwaltungsverfahren

Norm

AVG §8;

ORF-G 2001 §13 Abs8;

ORF-G 2001 §36 Abs1 Z1 litd;

Beachte

Miterledigung (miterledigt bzw zur gemeinsamen Entscheidung verbunden):2006/04/0141

Rechtssatz

Aus § 36 Abs. 1 Z. 1 lit. d ORF-G 2001 ergibt sich, dass ein Unternehmen, auch wenn es (bloß) in seinen wirtschaftlichen

Interessen verletzt zu sein behauptet, Beschwerde an die belangte Behörde wegen einer Verletzung des ORF-G

erheben kann. Damit hat der Gesetzgeber eine spezielle Antragslegitimation für betroAene Unternehmen geschaAen,

die nicht unbedingt Mitbewerber des ORF sein müssen. In den vorliegenden Fällen ist daraus für die

beschwerdeführende Partei aber nichts zu gewinnen, weil das in Rede stehende Verfahren gemäß § 13 Abs. 8 ORF-G

2001 nicht auf einer gemäß § 36 Abs. 1 Z. 1 lit. d legcit erhobenen Beschwerde der beschwerdeführenden Partei

beruht. Dass der beschwerdeführenden Partei (und dementsprechend auch anderen, zumindest in wirtschaftlichen

Interessen betroAenen Unternehmen) in einem Verfahren betreAend die Verletzung des ORF-G 2001 auch dann

Parteistellung zukäme, wenn sie selbst keine Beschwerde iSd § 36 ORF-G 2001 erhoben haben, kann dem Gesetz nicht

entnommen werden.

Schlagworte

Parteibegriff - Parteienrechte Allgemein diverse Interessen RechtspersönlichkeitAntragslegitimation wirtschaftliche

Interessen Beschwerde
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